
Bundessozialgericht

Az.: „3 RA_165/72

Verkündet am
19„ Juni 4975

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklägte,

g e g e n

Beklagte,

peigeladen

a)
..... „ .................... „

Rev1s1onsklager

b) ........................... „

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 49° Juni 1975 durch den

Präsidenten Prof° Dr° W a n n a g a t ‚ die Richter
Dr° S c h u b e r t und S c h m i d t h a l 8

sowie die ehrenamtlichen Richter B e t h g e und

B o r c h e r t für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des beigeladenen Landes Rhein—
land—Pfalz gegen das Urteil des Sozialgerichts
Düsseldorf vom 49 November 1974 wird zurückge—
wiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisiensverfahrens
sind nicht zu erstatten°
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G r ü n d e :

IO

Die klagende Krankenkasse (KK) hatte ihrem Mitglied, dem

kriegsbeschädigten Beigeladenen zu b) vom 24° April 1968

an Krankengeld gezahlt, und zwar bis zum 200 September

1968 in Höhe von 19,55 DM täglich„Nit Rücksicht hierauf

berechnete das Versorgungsamt (VersorgA) Koblenz die vom

Einkommen abhängigen Versorgungsbezüge des Beigeladenen
(Ausgleichsrente und Berufsschadensausgleich) nach 5 60a

Abs° 1 Buchstob des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) durch

Bescheid vom 10 Oktober 1968 neu() wobei sich zunächst ei—

ne Nachzahlung ergab? die aber bis zu einer endgültigen

Abrechnung einbehalten wurde° '

Durch Bescheid vomv19° September 1968 bewilligte der be—

klagte Rentenversicherungsträger (RentV—Träger) dem Beige—

ladenen zu b) Rente wegen Berufsunfähigkeit (BU) vom
1° April 1968 an in Höhe von monatlich 414„20 DM; die Nach—

zahlung für die Zeit vom 1. April bis 510 Oktober 1968

wurde vorerst bis zur Klärung der Frage zurückgestellt,

ob und inwieweit von anderer Seite Ersatzansprüche geltend

gemacht würden°

Nunmehr stellte das VersorgA Koblenz mit Bescheid vom
27„ November 1968 die Versorgungsbezüge des Beigeladenen

zu b) auf dessen Antrag vom 24° Oktober 1968 erneut nach

5 60a Abs° 1 Buchst„b BVG fest und errechnete jetzt eine

Überzahlung für die Zeit vom 1° April bis 510 August 1968

in Höhe von 999‚—— DM° Diesen Betrag beanspruchte das

(VersorgA aus der Rentennachzahlung des Beigeladenen unter

Berufung auf den in 5 71b BVG vorgesehenen Forderungsübef—

gang° Demgegenüber vertrat die Klägerin die Auffassung,
die Rentennachzahlung für die Zeit vom 240 April bis

20° September 1968 in Höhe von 20029,62 DM stehe ihr aufm
grund des für diesen Zeitraum gewährten Krankengeldes

(insgesamt 2„952,50 DM) nach 5 183 Abso 5 der Reichsver—

sicherungsordnung (EVO) zu°
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Die Beklagte war ebenfalls der Auffassung, der Anspruch nach

5 71b BVG gehe dem Ersatzanspruch nach 5 185 Abso 5 RVO vor,

und zahlte dementsprechend von der Rentennachzahlung für die

Zeit vom 1° April bis 51° Oktober 1968 in Höhe von 2„870‚90 DM

zunächst 999,—— DM an das VersorgA, ferner 52,50 DM an das

Arbeitsamt für von diesem gewährtes Kindergeld und lediglich

1„146‚90 DM an die KK, während der Versicherte den Rest von
672,70 DM als Rente für verbleibende Teile der Monate April

und September sowie für Oktober 1968 erhielt°

Gegen die Zahlung der Differenz zwischen den von ihr für die

Zeit vom 24„ April bis 20„ September 1968 beanspruchten

2‚029‚60 DM und den überwiesenen 1„146,90 DM in Höhe von

882,70 DM an das VersorgA wandte sich die KK‚ indem sie ge—

gen die Beklagte Klage auf Zahlung der genannten Summe erhob„

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf hat das von ihm beigeladene

Land als Träger der Kriegsopferversorgung (KOV) durch Ur—

teil vom 19° November 1971 in entsprechender Anwendung des

5 75 Abs° 5 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zur Zahlung der
streitigen 882‚70 DM verurteilt° Die KK und die Träger der

RentV seien Institutionen innerhalb des als Einheit anzuse-

henden Sozialversicherungssystems° Hier müsse zunächst der
in 5 185 Abs° 5 RVG vorgesehene Ausgleich vorgenommen werden°

Erst was dann übrig bleibe, stehe der Versorgungsverwaltung.

nach 5 71b BVG zu° Für dieses Ergebnis spreche im übrigen auch‚

daß das VersorgA nach 5 47 des Gesetzes über das Verwaltungs—

verfahren der Kriegsopferversorgung (VfG) Überzahlungen grund—
sätzlich zurückfordern könne‚ während der KK dies bei im Er—
gebnis zu Unrecht erbrachten Leistungen in der Regel versagt

bleibe‚ soweit nicht Vorschriften wie zBo-der letzte Halbsatz

des 5 185 Abs() 5 Satz 1 RVO etwas anderes anordneten° Das
Urteil des Senats des Bundessozialgerichts vom 20° März

1969 (SozR Nr° 59 zu € 185 RVO) stehe nicht entgegen° Es habe
das Rangverhältnis des dort behandelten @ 185 Abs° 5 RVO zu
@ 71b BVG nicht abschließend entschieden° Somit habe der
RentV—Träger dem VersorgA zu viel ausbezahlt° In entsprechen—

der Anwendung des 5 816 Abs° 2 des Bürgerlichen Gesetz—

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


.

_
Ll-

__

buches —BGB—(vgl° BSG 25, 6, 9) hätte das beigeladene Land‘

zur Zahlung des begehrten Betrages an die KK verurteilt

werden müssen,

Das SG hat in seinem Urteil die Berufung zugelassen° Das

verurteilte Land hat im Einverständnis mit den übrigen Be—

teiligten Sprungrevision eingelegt° Gerügt wird Verletzung

des 5 185 Abs, 5 EVO, des % 7’lb BVG und des Art, 5 Abs, 1

des Grundgesetzes (GG)° Der Auffassung des SG könne nicht
gefolgt werden° Der Gesetzgeber habe in 5 47 VfG deshalb

einen besonderen Rückforderungsanspruch vorgesehen und die—

sen im einzelnen geregelt, weil im Versorgungsrecht die

meisten Leistungen einkommensabhängig seien° Infolge der

ständigen Änderungen der Einkommensverhältnisse des Ver—

sorgungsberechtigten entstünden hier regelmäßig Überzahlun—

gen in größerer Zahl° Um die Versorgungsverwaltung vor

außerordentlich hohen finanziellen Einbußen zu bewahren,

hätte ein auf ihre Verhältnisse abgestellter besonderer

Rückforderungsanspruch geschaffen werden müssen° Eine ver—

gleichbare Lage entstehe bei den KKen nicht, Überzahlungen

seien hier die Ausnahme und im wesentlichen auf die Fälle

des Betruges oder einer fehlerhaften Berechnung durch die

KK beschränkt° Somit diene @47 VfG dazu, der Versorgungs—
verwaltung einen gewissen Ausgleich zu Verschaffen° In—

folge der Besonderheiten des Versorgungsrechts, insbeson—

dere unter Berücksichtigung von Sozialaspekten, sei zudem

der Rückforderungsanspruch gegen den Kriegsbeschädigten

erheblich eingeschränkt (@ 47 Abs„ 2 sowie 4 bis 7 VfG)°

Damit könne man nicht sagen, daß bei einem Vergleich der

Ersatzansprüche die Versorgungsverwaltung gegenüber den
KKen im Vorteil sei° Auch könne man nicht davon ausgehen,

wie es das SG getan habe, daß die Versorgungsverwaltung

eine außerhalb des Sozialversicherungssystems stehende
Institution sei° Vielmehr seien beide Leistungsträger im

Gefüge der gesamten Leistungsverwaltung des Sozialrechts

gegenüberzustelleno Dabei seien die Merkmale der Gleichar—

tigkeit, wie sie im erwähnten Urteil des 5„ Senats (SozR

_Nr° 59 zu 5 485 RVG) dargestellt seien, so überwiegend,
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daß in Anwendung des allgemeinen Gleichheitssatzes nur eine
gleichrangige Befriedigung der Ersatzansprüche geboten sei

(so auch Spallek in KOV 1972, 59)° Die Auffassung des SG

verstoße gegen Art° 5 GG„ Bei einer Aufteilung der Renten—

nachzahlung auf die KK und die Versorgungsverwaltung nach dem

Grundsatz der Gleichrangigkeit seien 286,50 DM zu viel an

das VersorgA gezahlt worden° Nur in dieser Höhe bestehe die

Forderung der KK zu Recht, ihre darüber hinausgehende For—

derung sei dagegen unbegründet° Dementsprechend beantragt

der Revisionskläger,

das Urteil des SG Düsseldorf vom 1° Novem—

ber 1971 insoweit aufzuheben und die Klage

abzuweisen, als das beigeladene Land Rhein—

land—Pfalz zur Zahlung von mehr als 286,50 DM

verurteilt worden ist°

Die Klägerin beantragt,
\

die Sprungrevision zurückzuweiseno

Die Beklagte und der Beigeladene zu b) haben keine Anträge

gestellt„

II°

Die Sprungrevision ist form— und fristgerecht eingelegt

und nach 5 161 SGGstatthaft‚ sachlich aber nicht begründet„

Hierfür kann dahingestellt bleiben, ob das VersorgA die

Überzahlung der Versorgungsbezüge für die Zeit vom 1° April

1968 bis 510 August 1968 mit 999,—— DM richtig errechnet

hat (vgl° dazu die Rundschreiben des Bundesministers für

Arbeit und Sozialordnung vom 150 Mai 1966 einerseits und

vom 5° Januar 1975 andererseits ; BVBl 1966„ 64 und 1975‚

2)0 Der Senat kann dies nicht nachprüfen, da das SG die
hierfür notwendigen Feststellungen nicht getroffen hat und

auch die Beteiligten hierzu nichts vorgebracht haben„ Das

ist indes auch nicht erforderlich° Wie hoch auch immer der

Rückforderungsanspruch des VersorgA für die genannte Zeit

sein mag, aus der Rentennachzahlung kann es wenigstens zu
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Lasten der KK so lange nichts beanspruchen‚ als diese nicht

wegen ihrer Ansprüche befriedigt ist°

Wie der 5° Senat in seinem Urteil vom 20° März 1969 be—

reits entschieden hat‚ geht der nach 5 71b BVG der Ver—

sorgungsverwaltung zustehende Anspruch auf die Erwerbsun—

fähigkeitsrente dem nach @185 Abs° 5 RVO auf die KK über—

gegangenen Anspruch jedenfalls nicht vor,.und zwar selbst

dann nicht, wenn der Träger der KOV den Anspruch beim

RentV—Träger vor der KK angemeldet hat() Der erkennende Se-

nat schließt sich dieser Auffassung für Absatz 5 RVO aus

den dort dargelegten Gründen an° Für einen Vorrang des
@ 71b BVG ergibt sich aus dem Gesetz selbst kein Hinweis°

Der Zeitpunkt der Anmeldung der Ersatzansprüehe aber kann

kein geeigneter Ansatz für die Beantwortung der Frage sein?

in welcher Reihenfolge jene zu erfüllen sind? wenn die Ren—

tennachzahlung nicht ausreicht‚ alle Gläubiger zu befrie—

digeno Der Senat ist darüber hinaus der Auffassung‚ daß

der Forderungsübergang nach 5 185 Abs() 5 Satz 1 RVG nicht

einmal aus den vom 5° Senat aaO angeführten allgemeinen Er—

wägungen über das grundsätzliche Verhältnis von Gesamt—
gläubigern dem Forderungsübergang nach 5 71b BVG gleich—

rangig ist, sondern diesem vielmehr, soweit @ 185 Abs„ 5

Satz 2 Halbsatz 2 RVO eingreift‚ vorgehen muß° Dies er—
gibt sich aus den Besonderheiten und dem Zweck der ge—

setzlichen Regelung in 5 185 RVO für den Fall des Zusame
mentreffens von Leistungen aus der Kranken— und der Ren—

tenversicherung° '

Wird dem Versicherten wie hier dem Beigeladenen zu b) wäh—

rend des Bezuges von Krankengeld Rente wegen BU von einem

Träger der RentV zugebilligt‚ so wird nach @ 185 Abs° 5

Satz 1 RVO das Krankengeld um den Betrag der für den

gleichen Zeitraum bewilligten Rente gekürzt; insoweit geht

bei rückwirkender Gewährung der Rente der Rentenan5pruch

auf die KK über„ Diese auf dem Gesetz zur Änderung und
Ergänzung des Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftli—

chen Sicherung der Arbeiter im „rankheitsfalle vom
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420 Juli 4964 (BGBl I 945) beruhende Regelung ist getroffen

werden, um einer sozialpolitisch für unerwünscht gehaltenen

DoppelVersorgung vorzubéugen (vgl° hierzu die Ausführungen

des Senats in seinem Urteil 4 RA 457/68 vom 44° Dezember

4968 = SGb 4969, 460, 462; ferner BVerfG 54, 485, 490 und

SozR Nr° 44 zu 5 49 BVG sowie BT—Drucks° III/2748)°

Wie die Vorschrift des 5 485 Abs° 5 Satz 4 RVO besagt, ver—
mindert sioh bei einem Zusammentreffen von Krankengeld und

Rente wegen BU das Krankengeld, das im allgemeinen höher

als die Rente ist, während dem Versicherten die Rente ver—
bleibt° Es sollen damit der Versicherte und die KK im Falle

einer nachträglichen Rentengewährung wegen BU wirtschaft—

lich so gestellt werden, als hätten diese Leistungen von

vornherein vorgelegen° Die KK muß deshalb rückwirkend fest—

stellen, welches Krankengeld sie dem Versicherten erbracht

hätte,.wenn die Rente rechtzeitig, d„h° sogleich vom Ren—

tenbeginn an laufend monatlich gezahlt worden wäre, und dem—

entsprechend ihre Leistungen neu berechnen, wie es auch die

Klägerin getan hat° Dabei wäre es jedoch unzweckmäßig ge—

wesen, bei nachträglicher Rentenbewilligung die Rente wegen
BU zunächst dem Versicherten auszuzahlen und es der KK zu
überlassen, den der Rente entsprechenden Teil des Kranken—

geldes vom Versicherten zurückzufordern° Deshalb sieht das

Gesetz zur Sicherstellung der KK und Vereinfachung des Ver—

waltungsverfahrens vor, daß bei rückwirkender Bewilligung

der Rente der Rentenanspruch insoweit auf die KK übergeht°

Dieser gesetzliche Forderungsübergang dient somit nur dem

Ausgleich des nach der rückwirkenden Rentenbewilligung

an Stelle der Rente vorgeleisteten Krankengeldes°

Das der Höhe der rückwirkend bewilligten Rente entsprechende

Krankengeld, das zur Zeit der Zahlung von der KK geschul—

det wurde und dem Beigeladenen zu b) als solches auch zu—
stand, ist bei rückschauend31Betrachtung im Falle des

@485 Abs, 5 Satz 4 RVOeine Leistung, die die KKim Ergeb—
nis an Stelle der Rente, die der Versicherte allein erhal—

ten soll, für Rechnung des RentV—Trägers voraus gezahlt

_ 8 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


und die der Versicherte somit schon erhalten hat, wie der

Senat bereits in seinem Urteil vom 250 Juni 4974 (SozR Nro

64 zu 5 485 RVG) ausgeführt hato Wirtschaftlich gesehen
(vgl° BVerfG 54, 485‚ 490 für die vergleichbaren Fälle des

5 4285 RVOund des 5 60 AVG idF des Finanzänderungsgesetzes
4967) hat der RentV—Träger die rückständige Rente durch

die KK bereits ausgezahlt„ so daß ein anderer Ersatzberech—

tigter wie zB„ das VersorgA sie nicht nochmals erhalten

kann° Nach 5 74b BVG können aber Leistungen aus der Sozial—

versicherung zur Minderung oder zum Wegfall der Versorgung;

bezüge nur
führen und darauf gerichtete Ansprüche des Ver—

sorgungsberechtigten gegen einen Träger der Sozialversiche—

rung auf die Versorgungsverwaltung nur übergehen‚ soweit

sie dem Versorgungsberechtigten noch zustehen‚ d„h° er

selbst sie noch nicht bekommen hat° Hat daher der Beigela—

dene die Rente der Sache nach bereits erhalten? so kann sein
Rentenanspruch nicht mehr auf die Versorgungsverwaltung

übergeheno % 74b BVG muß deshalb in einem solchen Falle

zurücktreten° ’

Dieses Ergebnis ist auch allein sachgerecht° Denn für die

KK stellen sie die Sondervorschriften des 5 485 Abs° 5 und

5 RVO als reine Verrechnungsvorschriften dar° Das bedeutet‚

daß die KK zum Ausgleich für das auf Grund gesetzlicher

Anordnung ganz oder teilweise vorgeleistete Krankengeld

allein auf die Rentennachzahlung angewiesen ist und für

den Ersatz ihrer Vorleistung keine weiteren gesetzlichen

-Zugriffsmöglichkeiten auf andere Vermögenswerte hat„ Da—

gegen kann das VersorgA seine Überzahlungen9 soweit ihm da—

zu nicht 5 74b BVG verhilft, durch Rückforderung oder durch

Aufrechnung gegen die laufenden Versorgungsrentenbezüge

nach 5 47 VfG ausgleichen (BSG 26, 406)„ Die Aufrechnung
ist dabei selbst dann zulässig, wenn keine Ausgleichsrente,

sondern nur noch die Grundrente zu gewähren ist° Auch von
dieser gesetzlichen Regelung her ist der Vorrang des 5 485

Abs„ 5 RVO gerechtfertigto Darauf hatte der 5° Senat in

seinem genannten Urteil vom 20° März 4969 schon hingewie—

seno Zyar wird dort davon ausgegangen, bei 5 485 Abso }
..9-
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BVG und 5 71b BVG handele es sich ihrer Funktion nach um

gleichartige Forderungen9 beide Leistungsverwaltungen hät—

ten einspringen müssen‚ weil die Rente noch nicht gezahlt

wurde„ Gleichwohl wird zu Gunsten eines möglicherweise an—

zunehmenden Vorrangs der KK bereits ausgeführt, daß diese

zum Ausgleich für das gezahlte Krankengeld nur auf die Ren—

tennachzahlung angewiesen sei und im Gegensatz zur Versor—

gungsverwaltung keine anderweitige Rückgriffsmöglichkeiten

habe° Im übrigen war der 50 Senat einer abschließenden

Stellungnahme zum Rangverhältnis von @485 Abs° 5 BVG und
@71b BVG enthoben, weil die damalige Klägerin (ebenfalls
eine KK) nur eine Forderung geltend gemacht hatte, die

auf der Grundlage der Gleichrangigkeit beider Forderunge—
übergänge errechnet war; es genügte damals die Feststel—

lung, daß der Forderungsübergang nach 5 74b BVG nicht etwa
seiner Natur nach dem des 5 485 Abs° 5 EVO vorgehen muß°

Da die Versorgungsverwaltung die streitige Zahlung somit

in voller Höhe zu Unrecht und auf Kosten der KK erhalten
hat, steht dieser gegen jene entsprechend 5 816 Abs° 2 BGB
ein öffentlich—rechtlicher Erstattungsanspruch zu (vgl"
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ua„ BSG29‚ 44‚ 50; 29„ 249‚ 250undSozRNr° 59 zu
5 185 RVG), zu dessen Erfüllung das SG den Revisionsklä—

ger in entsprechender Anwendung des @ 75 Abs° 5 SGG mit

Recht verurteilt hato

Somit ist die Revision der Versorgungsverwaltung zurück—

zuweiseno
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